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Drucksache Nr. 2974 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, FDP, DP 


betr. Sdiumanplan. 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Bei der Zustimmung zu dem Gesetz betreffend den Vertrag über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
fordert der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auf, alle Schritte 
zu unternehmen, um dem deutschen Kohlenbergbau und der deut- 
schen Stahlindustrie im Rahmen der Bestimmungen des Schumanplan- 
Vertrages die Teilnahme am gemeinsamen Markt in voller Gleich- 
berechtigung und unter den besten Wettbewerbsbedingungen zu 
ermöglichen. 

Zu diesem Zweck wird die Bundesregierung ersucht, 

1. sicherzustellen, daß in Ausführung der von den Besatzungs- 
mächten am 19. Oktober 1951 gemachten Zusagen die den 
alliierten Kontrollgruppen nach Gesetz Nr. 27 verbleibenden 
Zuständigkeiten auf die rasche organisatorische Entflechtung 
beschränkt werden, so daß sie in Zukunft unter keinerlei 
Begründung irgendwelche Produktions- und Investitions- 
kontrollen oder sonstige Maßnahmen - insbesondere Eingriffe 
in innerbetriebliche Vorgänge - vornehmen, deren Beseitigung 
in Auswirkung des Schumanplanes durch die erwähnten 
alliierten Zusagen als Grundsatz angeordnet w^orden ist; 

2. darauf hinzuwirken, daß bei der endgültigen Gestaltung des 
deutschen Kohlenverkaufs den Bestimmungen des § 12 des 
Abkommens über die Übergangsbestimmungen Rechnung 
getragen wird ; 

3. sowohl durch eigene unmittelbare Maßnahmen als auch 
durch Verhandlungen mit der Hohen Behörde sicherzustellen, 
daß entsprechend dem Grundsatz des Schumanplanes, wonach 
Investitionen vor allem dort zu erfolgen haben, wo mit 
dem geringsten Aufwand die größte Steigerung der Produk- 
tion herbei geführt wird (Artikel 2 und 3) in den deutschen 
Grundstoffindustrien so rasch wie möglich diejenigen In- 
vestitionen, insbesondere zur Wiederherstellung der durch die 
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Demontagen herbeigeführten Kapazitätsminderungen (z. B. 
bei der August Thyssen-Hütte und in Watenstedt-Salzgitter) 
erfolgen können ; 

4. um die Durchführung der Investitionsvorhaben des Bergbaues 
und der Eisen- und Stahlindustrie vor allem auch zur 
Steigerung der Kapazität ihrer Anlagen sidierzustellen und 
um die in der Vergangenheit zwangsläufig unterbliebenen 
Investitionen nachzuholen, die zu diesem Zweck notwendige 
Bildung von Mitteln durch geeignete Maßnahmen zu fördern. 


Bonn, den 8. Januar 1952 


Dr, von Brentano und Fraktion 

Euler und Fraktion 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 



